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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Landesabgeordnetengesetzes

Das Landesabgeordnetengesetz vom 9. Oktober 2019 (GVBl. 
S. 674), das zuletzt durch Gesetz vom 9. Februar 2021 (GVBl. 
S. 158) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. § 6 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:
„Die Entschädigung beträgt 6 657 Euro vorbehaltlich der 
Anpassung nach den Absätzen 3 und 4.“

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:
„(3) Die Entschädigungen nach den Absätzen 1 und 2 

werden ausgehend von dem nach Absatz 4 beschlossenen 
Betrag jeweils zum 1. Januar eines jeden Jahres der Wahl-
periode an die Verdienstentwicklung angepasst. Maßstab für 
die Anpassung ist die Entwicklung des auf Berlin bezogenen 
Nominallohnindexes. Das Amt für Statistik Berlin-Branden-
burg teilt die prozentuale Veränderung des Nominallohnin-
dexes im vorangegangenen Jahr bis zum 1. September eines 
jeden Jahres der Präsidentin oder dem Präsidenten mit. Die 
Präsidentin oder der Präsident veröffentlicht den neuen Be-
trag der Entschädigung im Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Berlin.“

2. § 7 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Ein Mitglied des Abgeordnetenhauses erhält eine 
monatliche Kostenpauschale, insbesondere für Schreib-
arbeiten, Porto, Telefon, Fahrkosten und die Unterhaltung 
eines Büros außerhalb des Gebäudes des Abgeordnetenhau-
ses (externes Büro) in Höhe von 2 779 Euro, vorbehaltlich 
der Anpassung nach Absatz 6. Externe Büros sind nach 
Maßgabe der Richtlinien des Präsidiums räumlich, sachlich 
und personell von Partei- und anderen Nutzungen zu trennen 
und dürfen von bis zu drei Mandatsträgern in Berlin gemein-
sam genutzt werden. Unterhält ein Mitglied des Abgeordne-
tenhauses kein externes Büro, so verringert sich die Kosten-
pauschale nach Satz 1 um 1 000 Euro. Werden externe Büros 
gemeinschaftlich von Mitgliedern des Abgeordnetenhauses 
genutzt, so verringert sich die jeweilige Kostenpauschale 
nach Satz 1 um 150 Euro. Ist ein externes Büro nicht größer 
als 100 m², wird auf Antrag des Mitglieds des Abgeordne-
tenhauses gegen Einzelnachweis ein Betrag von bis zu 1 500 
Euro monatlich zugrunde gelegt, soweit die monatlichen 

Bruttowarmmietkosten den Betrag von 1 000 Euro überstei-
gen. Um diesen, 1 000 Euro überschießenden Betrag, wird 
die Kostenpauschale nach Satz 1 höchstens um 500 Euro 
erhöht. Etwaige Kostenänderungen, insbesondere auf Grund 
von Nebenkostenabrechnungen der Vermieter, sind unver-
züglich zur Verrechnung anzuzeigen. Ferner werden jedem 
Mitglied des Abgeordnetenhauses für die externe Büronut-
zung auf schriftlichen Antrag und gegen Nachweis Büroaus-
stattungskosten, die zwar Um- und Ausbau- und Instandset-
zungs- und Kosten für Schönheitsreparaturen, Maklerinnen- 
und Maklerkosten und Kautionskosten, nicht jedoch 
Verbrauchsmaterialien des täglichen Bürobedarfs umfassen, 
in Höhe von bis zu 5 000 Euro je Legislaturperiode erstattet, 
auch wenn diese vorzeitig beendet werden sollte oder eine 
gemeinschaftliche Büronutzung stattfindet. Der jeweilige 
Büronutzungs- oder Mietvertrag ist dem Abgeordnetenhaus 
vorzulegen. In Fällen gemeinschaftlicher Büronutzung oder 
-ausstattung im Sinne dieser Norm sind gemeinschaftliche 
Verträge und Rechnungen zulässig; es werden Pro-Kopf An-
teile zu Grunde gelegt. Kaution und etwaige Zinserträge 
sind nach Freigabe durch die Vermietenden zurückzuzahlen, 
es sei denn, sie werden zur Abwicklung des Mietverhältnis-
ses zweckentsprechend verwendet; eine Rückzahlung der 
übrigen Büroausstattungszahlungen sowie eine Herausgabe 
oder ein Wertersatz bezüglich der angeschafften Sachen fin-
den nicht statt (verlorener Zuschuss).“

b) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung:
„Das Land übernimmt auf schriftlichen Antrag für jedes 
Mitglied des Abgeordnetenhauses die nachgewiesenen Zah-
lungsverpflichtungen, die ihm aus der Beschäftigung von bis 
zu vier Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern entstehen, soweit 
der vereinbarte Arbeitslohn insgesamt einen Betrag von mo-
natlich 6 930 Euro zuzüglich der gesetzlichen Lohnneben-
kosten des Arbeitgebenden nicht übersteigt.“

3. Nach § 8 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 wird folgende Nummer 3a 
eingefügt:
„3a.  während der anhaltenden SARS-CoV-2-Epidemie aus vor-

beugenden gesundheitlichen Gründen veranlasst ist,“
4. § 20 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.
b) Es wird folgender Absatz 2 angefügt:

„(2) Den Mitgliedern des Abgeordnetenhauses können in 
besonderen Situationen zur Aufrechterhaltung der Funk-
tionsfähigkeit des Parlaments Leistungen der notwendigen 
Gesundheitsfürsorge gewährt werden.“

Drittes Gesetz
zur Änderung des Landesabgeordnetengesetzes

Vom 10. März 2022
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Artikel 2 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 mit Wir-
kung vom 1. Januar 2022 in Kraft.

(2) Artikel 1 Nummer 4 tritt mit Wirkung vom 1. März 2020 in 
Kraft.

(3) Artikel 1 Nummer 2 tritt mit Wirkung vom 1. März 2022 in 
Kraft.

(4) § 8 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3a des Landesabgeordnetengeset-
zes vom 9. Oktober 2019 (GVBl. S. 674), das zuletzt durch dieses 
Gesetz geändert worden ist, tritt mit Ablauf des 3. Juli 2022 außer 
Kraft.

Berlin, den 10. März 2022

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Dennis  B u c h n e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Die Regierende Bürgermeisterin
Franziska  G i f f e y


